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512 lAS 

1976 .. 08- 20 
zu 561- IJ 

Ihre Anfrage erlaub e ich mir, wie folgt zu beant\'1orten: 

!.umMoti venteil der Anfrage : 

Der Sautalgraben ist 'ein kleines Gerinne, .das im Unterlauf 

entlang einiger Hquser durch lvestendorf verltiuft und nach 

~uerung der Bundesstraße mit einem Durchlaß im km 1.72.857 
unter den Bahnanlagen durchgeleitet i1ird. 

Die in Ihrer Anfrage genannten Verwf.tstungen wurden jedoch 

hauptsächlich durch einen Stau der Brixentaler Ache oberhalb 

des Bahnhofes Westendorf hervorgerufen. 

Das Hochwasser erstreckte sich vom Bereich der Blliidesstraße 

über den Bahnhofsbereich bis zu dem am anderen Ende des 

Bahnhofs gelegenen Straßendurchla()'. Durch diesen Durchla~; 

gelangte das Wasser auf die andere Seite de~ Gleisanlagen 

un'd verursachte am Uferschutz des Bahndammes Anrisse. Im 

Bahnhof "'Jestendorf wurde hiebei der mitgeführte Schlamm 

abgelagert, sodaß die Gleise bzw'. das Schotter>bett gesäubert 

ltlerden mußt en. 

D~e zur Schadensbehebung aufgelaufenen Kosten beliefen sich 

für den gesamten Bereich auf 5, 766 r~io S ~ 
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Zu den einzelnen Fragepunkten: 

Zu. 1: 

Die anteilsm':$.ßige Beteilicung der ÖßB an den V(~rb2uungskosten 

des Sautalgrabens wurde von den öBe n5cht abgelehnt. Die ÖßB 

haben vielmehr mit Schreiben vom 25. Feber 1972 eine verbind­

liche ErkUJru.ng zu E~inem allgemein gehaltenen Schreiben der Ge­

mei.nde 1tIestendorfau.s dem Jahre 1971, vlelches die Verbauungs·~ 

absicht des Sautalgrabens ankündigte, von der Erstellung eines 

konkreten Verbaull...'1gsprojektes abhängig gemacht. 

Zu 2: 

Es liegt keine ablehnende Entscheidung der öBE vor, die gerecht­

fertigt ',I]erden kejnnt e. 

~u 3: 
Die öBB Naren in der gegensUindlichen Frage irnmer verha.ndlungsbe­

reit. Auf Ausarbeitung eineR konkreten Proiektes muß allerdings 

bestanden lIrerden, da nur auf Grund von Sachunterlagen die Ange­

massenheit einer Beitragsleistung der ÖBB beurteilt werden kann. 
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